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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 34/16
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 18.
Dezember 2015 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Krankenversicherung und zur sozialen Pflegeversicherung aus einer dÃ¤nischen
Rente zu zahlen hat. Der 1952 geborene KlÃ¤ger ist deutscher StaatsangehÃ¶riger.
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Seit 1999 ist er versichertes Mitglied bei der Beklagten. Von 1997 bis Juli 2005 lebte
der KlÃ¤ger in DÃ¤nemark, seit August 2005 lebt er in Ungarn. Nachdem ihm die
Beklagte im Jahr 2005 das Formular E 121 ausgehÃ¤ndigt hatte, nimmt der KlÃ¤ger
im Rahmen der Leistungsaushilfe in Ungarn die Sachleistungen der dortigen
Krankenversicherung in Anspruch, die diese sodann gegenÃ¼ber der Beklagten
abrechnet. Ausweislich seines bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft
BahnSee gespeicherten Versicherungsverlaufes hat der KlÃ¤ger
Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 15. September
1966 bis zum 31. Oktober 1997 und vom 3. Juli 1998 bis zum 27. November 1998,
vom 4. Juni 1999 bis zum 31. Dezember 2004 zurÃ¼ck gelegt. Vom 1. Januar 1998
bis zum 30. Juni 1998 arbeitete er in DÃ¤nemark bei der M K. Der KlÃ¤ger bezog
vom 1. Juli 2002 bis zum 30. April 2017 aus dem dÃ¤nischen Volksrentensystem
eine dÃ¤nische InvaliditÃ¤tsrente (fÃ¸rtidspension). Von der Deutschen
Rentenversicherung Bund erhielt er auf seinen Antrag vom 29. Januar 2003 mit
Wirkung vom 1. Juli 2003 seit November 2004 bis zum 31. Oktober 2017 eine Rente
wegen voller Erwerbsminderung, von dieser wurden die BeitrÃ¤ge zur
Krankenversicherung der Rentner sowie die BeitrÃ¤ge zur Pflegeversicherung ab
Februar 2006 direkt von der Deutschen Rentenversicherung Bund einbehalten und
an die Beklagte abgefÃ¼hrt. BeitrÃ¤ge auf die dÃ¤nische Rente wurden zunÃ¤chst
nicht erhoben. Seit dem 1. Mai 2017 erhÃ¤lt der KlÃ¤ger eine dÃ¤nische Altersrente
(folkepension) in HÃ¶he von 7/40stel einer vollen Pension, die sich aus einem
Grundrentenbetrag (grundbelÃ¸b) und einer Zulage (pensionstillÃ¦g)
zusammensetzt. Seit dem 1. November 2017 bezieht der KlÃ¤ger zudem von der
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft Bahn See eine Regelaltersrente. Mit
Schreiben vom 21. November 2011 forderte die Beklagte den KlÃ¤ger auf, Angaben
zu seinem Einkommen auch aus der dÃ¤nischen Rente zu machen. Nach Eingang
der erbetenen Angaben setzte der Beklagte mit Bescheid vom 10. Januar 2012 den
zu entrichtenden Beitrag auf die dÃ¤nische Rente (in HÃ¶he von 259,00 Euro) zur
Krankenversicherung in HÃ¶he von 21,24 Euro und zur Pflegeversicherung in HÃ¶he
von 5,70 Euro fest. Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 20. Februar 2012 Widerspruch
ein. Mit Schreiben vom 22. MÃ¤rz 2012 wies die Beklagte den KlÃ¤ger darauf hin,
dass auf seine dÃ¤nische Rente in HÃ¶he von 1.928,05 DKK (= 258,59 Euro)
monatliche BeitrÃ¤ge zu Krankenversicherung in HÃ¶he von 21,20 Euro sowie zur
Pflegeversicherung in HÃ¶he von 5,69 Euro zu entrichten seien. Mit
Widerspruchsbescheid vom 30. Mai 2012 wies der Widerspruchsausschuss den
Widerspruch des KlÃ¤gers auch im Namen der Beklagten zu 2) als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im Wesentlichen aus, dass der
Beitragsbemessung versicherungspflichtiger Rentner gemÃ¤Ã� Â§ 237 Nr. 1
Sozialgesetzbuch/ FÃ¼nftes Buch (SGB V) der Zahlbetrag der gesetzlichen
Rentenversicherung zu Grunde zu legen sei. Aufgrund der EinfÃ¼gung des Satzes 2
in Â§ 228 SGB V mit Wirkung zum 1. Juli 2011 wÃ¼rden auch Renten aus dem
Ausland als der Beitragsbemessung zugrunde zu legende Renten gelten. Um eine
solche handele es sich bei der vom KlÃ¤ger bezogenen dÃ¤nischen Rente. Soweit
der KlÃ¤ger der Ansicht sei, dies sei verfassungswidrig habe die Beklagte hierÃ¼ber
nicht zu befinden. FÃ¼r den Bereich der sozialen Pflegeversicherung wÃ¼rden die
genannten Vorschriften nach Â§ 57 SGB Sozialgesetzbuch/ Elftes Buch (SGB XI)
entsprechend gelten. Seine hiergegen am 26. Juni 2012 erhobene Klage wies das
Sozialgericht Berlin (SG) mit Urteil vom 18. Dezember 2015 ab. Zur BegrÃ¼ndung
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fÃ¼hrte es im Wesentlichen aus, dass der Beklagte nach Â§ 237 i.V.m. Â§ 228 Abs.
1 S. 2 SGB V, Â§ 57 Abs. 1 Satz 1 SGB XI zu Recht die dÃ¤nische Rente der
Beitragsbemessung zugrunde gelegt habe. Bei dieser handele es sich um eine
Rente, da es sich um eine Leistung des staatlichen dÃ¤nischen
Rentenversicherungssystems handele. Zudem sei diese mit der deutschen Rente
vergleichbar, da es sich um eine Invalidenrente handele, die der deutschen Rente
wegen Erwerbsminderung Ã¤hnlich sei. Die Beitragspflicht verstoÃ�e auch nicht
gegen das Grundgesetz oder europÃ¤isches Recht. Der KlÃ¤ger sei nach Art. 24 der
Verordnung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa (VO
[EG] Nr. 883/2004) trotz seines Wohnsitzes in Ungarn Ã¼ber die Beklagte
krankenversichert. Er erhalte zwar Sachleistungen vom TrÃ¤ger des Wohnortes,
diese wÃ¼rden jedoch nach Art. 24 Abs. 2 der VO (EG) 883/2004 auf Kosten der
Beklagten erbracht. Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 20. Januar 2016 Berufung ein.
Er ist der Ansicht, dass die Beklagte zu Unrecht BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung auf seine dÃ¤nische Rente erhebe. Â§ 237 i.V.m. Â§ 228 SGB V
sei nicht einschlÃ¤gig, weil er keine Rente aus dem Ausland beziehe, da er in
Ungarn lebe und folglich zwei Renten aus dem Ausland beziehe, die dÃ¤nische und
die deutsche Rente. Der KlÃ¤ger sei nicht nur in Deutschland gesetzlich
krankenversichert, sondern durch den Bezug der dÃ¤nischen Rente auch in
DÃ¤nemark. Der Steueranteil fÃ¼r die Krankenversicherung werde direkt von der
dÃ¤nischen Rente abgezogen. Da der KlÃ¤ger jedoch zugleich einen Freibetrag
erhalte, zahle er tatsÃ¤chlich von seiner dÃ¤nischen Rente keine Steuern. Dieses
Privileg werde ihm genommen, wenn er nunmehr auf die dÃ¤nische Rente
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge in Deutschland zahlen mÃ¼sse. Der KlÃ¤ger ist der
Ansicht, dass die Vorschriften der Â§Â§ 237, 228 SGB V gegen Art. 48 EGV
verstoÃ�en wÃ¼rden, da bei einem Arbeitnehmer, der nur in Deutschland
gearbeitet habe nur ein Krankenversicherungsbeitrag erhoben werde, wohingegen
bei einem Wanderarbeiter â�� wie dem KlÃ¤ger â�� zwei
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge erhoben wÃ¼rden. Dies stelle ein verbotenes
Hemmnis fÃ¼r die FreizÃ¼gigkeit der Arbeitnehmer dar.

Der KlÃ¤ger beantragt daher, das Urteil des SG Berlin vom 18. Dezember 2015 und
den Bescheid der Beklagten vom 10. Januar 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30. Mai 2012 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung abzuweisen.

Sie verweist auf das erstinstanzliche Urteil sowie ihre AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid und vertieft diese dahingehend, dass der KlÃ¤ger nach den
einschlÃ¤gigen europarechtlichen Normen nach den deutschen Rechtsvorschriften
zu versichern sei, so dass es sich bei der vom KlÃ¤ger bezogenen dÃ¤nischen Rente
um eine auslÃ¤ndische Rente handele. Diese sei mit der deutschen
Erwerbsminderungsrente vergleichbar, nicht entscheidend sei, dass diese anders
als die deutsche Rente steuerfinanziert werde. Der KlÃ¤ger habe zudem im Rahmen
der Leistungsaushilfe Ã¼ber den ungarischen LeistungstrÃ¤ger seit August 2005
einen Anspruch auf Leistungen der Krankenversicherung zu Lasten der Beklagten
und beziehe damit letztlich Leistungen von der Beklagten. Die Beklagte hat am 4.
MÃ¤rz 2015, 29. Juni 2015, 10. MÃ¤rz 2017, 6. Januar 2017, 3. MÃ¤rz 2017, 8. Juni
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2017 und 16. April 2018 Ã�nderungsbescheide zur HÃ¶he der zu leistenden
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung auf die dÃ¤nische Rente erlassen.
Wegen des Sach- und Streitstandes im Einzelnen sowie wegen des weiteren
Vorbringens der Beteiligten wird auf die Gerichtsakte sowie die beigezogene
Verwaltungsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG Berlin vom 18.
Dezember 2015 ist zulÃ¤ssig. Die Berufung bedurfte nicht der Zulassung nach Â§
144 SGG, denn der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Erhebung von BeitrÃ¤gen fÃ¼r
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 10.
Januar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. Mai 2012 sowie
aller danach ergangenen Ã�nderungsbescheide zur HÃ¶he des zu entrichtenden
Beitrages. Diese wurden nach Â§Â§ 153 Abs. 1, 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des
Berufungsverfahrens, denn sie Ã¤ndern den Bescheid vom 10. Januar 2012 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. Mai 2012, der erstmals die BeitrÃ¤ge
zur Kranken- und Pflegeversicherung auf die dÃ¤nische Rente festsetzte, ab.

Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die Klage abgewiesen. Der
Bescheid der Beklagten vom 10. Januar 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30. Mai 2012 sowie der nachfolgenden
Ã�nderungsbescheide ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten. Der KlÃ¤ger hat aus seiner dÃ¤nischen Rente BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner zu entrichten.

Die Beitragspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung fÃ¼r den Zahlbetrag der
dÃ¤nischen Rente ergibt sich aus den Â§Â§ 220 ff. SGB V in Verbindung mit Art. 30
VO (EG) 883/2004 sowie Â§Â§ 54 ff. SGB XI.

Nach Â§ 220 Abs. 1 S. 1 SGB V werden die Mittel der Krankenversicherung unter
anderem durch BeitrÃ¤ge aufgebracht. Die BeitrÃ¤ge werden gemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs.
2 S. 1 SGB V nach den beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder bemessen.
Nach Â§ 252 Abs. S. 1 SGB V sind die BeitrÃ¤ge von demjenigen zu zahlen, der sie
zu tragen hat, soweit gesetzlich nichts Abweichendes bestimmt ist. FÃ¼r Renten
aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung besteht eine solche
abweichende Bestimmung, denn gemÃ¤Ã� Â§ 255 Abs. 1 Satz 1 SGB V zahlt allein
der RentenversicherungstrÃ¤ger die BeitrÃ¤ge, die der Versicherungspflichtige â��
hÃ¤lftig â�� aus seiner Rente nach Â§ 228 SGB V zu tragen hat, und behÃ¤lt diese
von der Rente ein.

Der KlÃ¤ger ist in der gesetzlichen Krankenversicherung nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11
versicherungspflichtig, da er ausweislich des vorliegenden Versicherungsverlaufes
seit der erstmaligen Aufnahme einer ErwerbstÃ¤tigkeit am 15. September 1966 bis
zur Stellung des Rentenantrages am 25. Januar 2003 mindestens neun Zehntel der
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zweiten HÃ¤lfte des Zeitraumes Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung war.

GemÃ¤Ã� Â§ 237 Satz 1 SGB V werden bei in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherungspflichtigen Rentnern der Beitragsbemessung zugrunde gelegt: 1. der
Zahlbetrag der gesetzlichen Rentenversicherung; 2. der Zahlbetrag der der Rente
vergleichbaren Einnahmen und 3. das Arbeitseinkommen. Nach Satz 2 dieser
Vorschrift gelten Â§ 226 Abs. 2 und die Â§Â§ 228, 229 und 231 SGB V entsprechend.
GemÃ¤Ã� Â§ 228 Abs. 1 S. 1 SGB V gelten als Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung die Renten der allgemeinen Rentenversicherung sowie Renten
der knappschaftlichen Rentenversicherung einschlieÃ�lich der SteigerungsbeitrÃ¤ge
aus BeitrÃ¤gen der HÃ¶herversicherung. Nach dem durch Art. 4 Nr. 7 Buchst. a des
Gesetzes zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa und zur
Ã�nderung anderer Gesetze vom 22. Juni 2011 (BGBl I, S. 1202 ff.) mit Wirkung zum
1. Juli 2011 (Art. 13 Abs. 3) eingefÃ¼gten Satz 2 der Regelung gilt Satz 1 auch,
wenn vergleichbare Renten aus dem Ausland bezogen werden. Â§ 228 Abs. 1 S. 2
SGB V ordnet insoweit eine tatbestandliche Gleichstellung auslÃ¤ndischer Renten
mit inlÃ¤ndischen Renten der gesetzlichen Rentenversicherung (im Sinne von Â§
228 Abs. 1 S. 1 SGB V) an.

Bei den vom KlÃ¤ger bezogenen Leistungen des dÃ¤nischen Rentensystems
handelt es sich um "vergleichbare Renten aus dem Ausland" im Sinne von Â§ 228
Abs. 1 S. 2 SGB V. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist
eine Vergleichbarkeit in diesem Sinne zu bejahen, wenn die auslÃ¤ndische Leistung
in ihrem "Kerngehalt" den gemeinsamen und typischen Merkmalen der
inlÃ¤ndischen Leistung entspricht, d.h. nach Motivation und Funktion gleichwertig
ist (BSG, Urteil vom 30. November 2016, B 12 KR 22/14 R, Rn. 39 ff.- juris). Es
genÃ¼gt insoweit, dass die BezÃ¼ge aus dem Ausland den inlÃ¤ndischen
Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung der Gesamtregelung (BSG. a.a.O., Rn. 46) im
Wesentlichen entsprechen. MaÃ�gebender Gesichtspunkt sind insoweit die
typischen Merkmale der nationalen Norm, also deren Funktion und Struktur nach
nationalem VerstÃ¤ndnis (vgl. BSG, Urteil vom 29.Oktober 1997, 7 RaR 10/97, Rn.
20 â�� juris; Urteil vom 18. Dezember 2008, B 1 AL 32/07 R, Rn. 20 â�� juris; Urteil
vom 21. Juli 2009 â�� B 7/7a AL 36/07 R, Rn. 13 â�� juris). Dem entspricht auch die
Auslegung des EuGH zu Art. 5 der Verordnung (EG) 883/2004, auf dessen MaÃ�gabe
hin Â§ 228 Abs. 1 Satz 2 in das SGB V eingefÃ¼gt wurde. Nach dem Urteil des EuGH
vom 21. Januar 2016 (Rs. C-453/14, Knauer, Rn. 33 ff.- juris) ist fÃ¼r die Annahme
der Gleichartigkeit nach Art. 5 maÃ�geblich, dass es sich im Wesentlichen um
Leistungen bei Alter handeln muss, die vergleichbar sind. Daher ist vor allem das
von den Leistungen verfolgte Ziel zu berÃ¼cksichtigen. Nicht entscheidend ist
hingegen, ob es fÃ¼r den Erwerb der AnsprÃ¼che unterschiedliche
Zugangsvoraussetzungen gibt. Sowohl die dÃ¤nische InvaliditÃ¤tsrente
(fÃ¸rtidspension), als auch die Altersrente (folkepension) sind mit den deutschen
Renten der ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente sowie der Altersrente vergleichbar.
Rechtsgrundlage fÃ¼r beide Renten ist das Lov om social pension
(http://www.socialjura.dk/content-storage/love/love/pensionslov), welches in Artikel
2 die Altersrente (folkepension) und in Artikel 3 die ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente =
Vorzeitigkeitsrente (fÃ¸rtidspension) regelt. Das dÃ¤nische Rentensystem ist seit
2005 zweigliedrig aufgebaut. Es gibt zum einen die Volksrente (folkepension),
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welche ein steuerfinanziertes universelles System fÃ¼r die gesamte BevÃ¶lkerung
mit von der Dauer des Wohnsitzes in DÃ¤nemark und dem Familienstand
abhÃ¤ngiger Pauschalleistung ist, und zum anderen die ATP-Zusatzrente
(arbejdsmarkedets tillÃ¦gspension), die ein beitrags-definiertes obligatorisches
Sozialversicherungssystem fÃ¼r Arbeitnehmer, Personen, die Tagegeld wegen
Krankheit, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, InvaliditÃ¤tsrente oder Sozialhilfe
beziehen, darstellt (vgl. Alterssicherung in DÃ¤nemark, Wissenschaftlicher Dienst
des Deutschen Bundestages, WD 6 â�� 3000 â�� 046/16,
https://www.bundestag.de/blob/424064/
9b91772668dd3131886db961bd3d9a1c/wd-6-046-16-pdf-data.pdf). Diese Systeme
werden durch das freiwillige Zusatzrentensystem fÃ¼r Invalidenrentner,
tarifvertragliche Rentensysteme und die private Altersvorsorge ergÃ¤nzt (vgl. Meine
Zeit in DÃ¤nemark â�� Arbeit und Rente europaweit, Deutsche Rentenversicherung
Bund, 5. Auflage 2018, S. 4).

Ausweislich der vorliegenden dÃ¤nischen Rentennachweise bezog der KlÃ¤ger die
ihm gewÃ¤hrte InvaliditÃ¤tsrente ebenso wie aktuell die gewÃ¤hrte Altersrente
allein aus dem Volksrentensystem. Die zunÃ¤chst gewÃ¤hrte fÃ¸rtidspension (=
Vorzeitigkeitsrente) wird Personen ab 40 Jahren gewÃ¤hrt, die aufgrund einer
Krankheit oder InvaliditÃ¤t nicht mehr arbeiten kÃ¶nnen und seit dem 15.
Lebensjahr mind. 3 Jahre in DÃ¤nemark gelebt haben (Kapitel 3, Â§ 16 lov om social
pension, a.a.O.; MISSOC Datenbank, Vergleichende Tabellen, https://www.missoc.or
g/missoc-information/missoc-vergleichende-tabellen-datenbank/missoc-
vergleichstabellen-datenbank-ergebnisse-anzeigen/?lang=de). Die Rente wird
hÃ¶chstens bis zum Beginn der Volksrente gezahlt. Die HÃ¶he wird mittels eines
gesetzlich festgelegten Pauschalbetrages ermittelt, der von der Wohnsitzdauer und
dem Familienstand abhÃ¤ngig ist. Anspruch auf eine volle Rente hat, wer ab dem
15. Lebensjahr mindestens 40 Jahre in DÃ¤nemark gelebt hat, Personen, die diese
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llen bekommen eine anteilige Rente fÃ¼r jedes
Wohnjahr (1/40) ausgezahlt. Das vorher bezogene Einkommen und der Grad der
Leistungsminderung haben keinen Einfluss auf die HÃ¶he der Rente (vgl.
Wissenschaftlicher Dienst des Bundestages a.a.O., MISSOC Datenbank, a.a.O.).

Hiervon ausgehend ist die InvaliditÃ¤tsrente nach Auffassung des Senats mit der
deutschen ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente vergleichbar, denn ebenso wie diese zielt sie
auf die Absicherung des Lebensunterhaltes einer Person ab, die krankheitsbedingt
nicht mehr aus ihrer Arbeitskraft ausreichend Einkommen zur Bestreitung des
Lebensunterhaltes erwirtschaften kann. Die Rente wird zudem aus einem
staatlichen Rentensystem heraus geleistet. Sie endet ebenso wie die deutsche
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente mit dem Eintritt der Regelaltersrente. Unbeachtlich ist
insoweit, dass sowohl die Berechnung des Rentenanspruches als auch die
Finanzierung unterschiedlich geregelt sind, denn erforderlich ist nur eine
Vergleichbarkeit und keine Gleichartigkeit. Auch fÃ¼r die dÃ¤nische Volksrente
(folkepension) muss man zwischen dem 18. und dem 65. Lebensjahr mindestens 3
Jahre in DÃ¤nemark gelebt haben. Es gibt keine anrechenbaren Zeiten und die
Rente ist nicht abhÃ¤ngig von dem zuvor bezogenen Erwerbseinkommen. Auch hier
gibt es einen Anspruch auf die volle Volksrente bei 40 Jahren Wohndauer und bei
kÃ¼rzerer Wohndauer anteilig pro Wohnjahr (vgl. Alterssicherung in DÃ¤nemark,
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Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages. a.a.O.; Meine Zeit in
DÃ¤nemark, Deutsche Rentenversicherung Bund, a.a.O. S. 14 ff.). Die Altersrente
wird fÃ¼r vor dem 1. Januar 1954 geborene ab Vollendung des 65. Lebensjahres
gewÃ¤hrt. Auch diese Rente ist nach Ansicht des Senates mit der deutschen
Altersrente vergleichbar, da sie ebenso wie die deutsche Rente an das Erreichen
einer bestimmten Altersgrenze anknÃ¼pft und sie von ihrer Gesamtkonzeption her
beabsichtigt, den Lebensunterhalt im Alter zu sichern (vgl. zur schweizerischen
Rente BSG, Urteil vom 30. November 2016, B 12 KR 22/14 R, Rn. 40; zur
dÃ¤nischen Volksrente LSG Hamburg, Urteil vom 13. November 2018, L 3 R 100/17
). Zudem erfolgt die Auszahlung der Leistungen wie bei der deutschen Rente in
MonatsbetrÃ¤gen. Es handelt sich ebenso um ein staatliches Rentensystem.

Damit sind sowohl die dÃ¤nische InvaliditÃ¤tsrente bis Mai 2017 als auch die
anschlieÃ�end gewÃ¤hrte dÃ¤nische Altersrente nach Â§ 237 in Verbindung mit Â§
228 SGB V bei der Beitragsbemessung des Beitrages zur Krankenversicherung zu
berÃ¼cksichtigen.

Dies gilt auch fÃ¼r die Pflegeversicherung, da sich gemÃ¤Ã� Â§Â§ 54, 57 Abs. 1
SGB XI die der Beitragsbemessung der Pflegeversicherung zugrunde zu legenden
Einnahmen fÃ¼r Mitglieder der Pflegekasse, die â�� wie der KlÃ¤ger â�� in der
gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind, nach den Vorschriften der 
Â§Â§ 226 bis 232a, 233 bis 238 SGB V bestimmen.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Umstand, dass der KlÃ¤ger seit dem
August 2005 in Ungarn lebt. Nach Art. 30 der Verordnung (EG) 883/2004 zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in der durch die Verordnung (EG)
Nr. 988/09 vom 16. September 2009 geÃ¤nderten Fassung kann der TrÃ¤ger eines
Mitgliedstaats, der nach den fÃ¼r ihn geltenden Rechtsvorschriften BeitrÃ¤ge zur
Deckung der Leistungen bei Krankheit sowie der Leistungen bei Mutterschaft und
der gleichgestellten Leistungen bei Vaterschaft einzubehalten hat, diese BeitrÃ¤ge,
die nach den fÃ¼r ihn geltenden Rechtsvorschriften berechnet werden, nur
verlangen und erheben, soweit die Kosten fÃ¼r die Leistungen nach den Artikeln 23
bis 26 von einem TrÃ¤ger in diesem Mitgliedstaat zu Ã¼bernehmen sind. Das
heiÃ�t, dass die Beklagte von dem KlÃ¤ger generell nur BeitrÃ¤ge (auf die deutsche
wie auf die dÃ¤nische Rente) verlangen kann, wenn die Aufwendungen fÃ¼r die
Leistungen bei Krankheit auch von ihr zu tragen sind.

Dies ist vorliegend der Fall. Artikel 24 der VO (EG) 883/2004 regelt, welcher Staat
fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Krankenversicherungsleistungen zustÃ¤ndig ist, wenn
eine oder mehrere Renten bezogen werden. Nach dieser Vorschrift erhÃ¤lt eine
Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer LÃ¤nder erhÃ¤lt und die keinen Anspruch auf Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaates hat, dennoch Sachleistungen fÃ¼r sich
selbst und ihre FamilienangehÃ¶rigen, sofern nach den Rechtsvorschriften des fÃ¼r
die Zahlung ihrer Rente zustÃ¤ndigen Mitgliedstaates oder zumindest fÃ¼r eines
der fÃ¼r die Zahlung ihrer Rente zustÃ¤ndigen Mitgliedstaaten Anspruch auf
Sachleistungen bestÃ¼nde, wenn sie in diesem Mitgliedstaat wohnte. Nach Satz 2
der Vorschrift werden die Sachleistungen vom TrÃ¤ger des Wohnortes fÃ¼r
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Rechnung des in Absatz 2 genannten TrÃ¤gers erbracht, als ob die betreffende
Person Anspruch auf Rente und Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaates hÃ¤tte. Nach Absatz 2 Nr. 2 werden in dem Fall, dass der Rentner
Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten hat, diese von dem zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger des Mitgliedsstaates
Ã¼bernommen, dessen Rechtsvorschriften fÃ¼r die betreffende Person am
lÃ¤ngsten gegolten haben. Vorliegend hat der KlÃ¤ger keinen
Sachleistungsanspruch auf Krankenbehandlung in seinem Wohnland Ungarn, da er
dort weder Arbeitnehmer noch SelbstÃ¤ndiger ist und auch keine Rente aus Ungarn
bezieht (vgl. Gesetz LXXXIII von 1997 Ã¼ber Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung [tÃ¶rvÃ©ny a kÃ¶telez&337; egÃ©szsÃ©gbiztosÃtÃ¡s
ellÃ¡tÃ¡sairÃ³l]; Missoc-Tabellen zur Absicherung Krankheit [Sachleistungen], https://
www.missoc.org/missoc-information/missoc-vergleichende-tabellen-
datenbank/missoc-vergleichstabellen-datenbank-ergebnisse-anzeigen/?lang=de).
Entscheidend ist damit fÃ¼r die Frage, ob die Krankenversicherung und damit die
Beitragserhebung zur Krankenversicherung nach dÃ¤nischem oder deutschen Recht
erfolgt, nach Art. 24 Abs. 2 Nr. 2 VO (EG) 883/2004 in welchem der beiden
Mitgliedstaaten der KlÃ¤ger lÃ¤nger gegen das Risiko der Krankheit abgesichert
war. Dies ist vorliegend die Bundesrepublik Deutschland, denn ausweislich des
vorliegenden Versicherungsverlaufes war der KlÃ¤ger seit dem 15. September 1969
bis 2003 Ã¼berwiegend gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt, von Juni 2003 bis
Dezember 2004 bezog er Arbeitslosenhilfe. Er war damit in dieser Zeit nach Â§ 5
Abs. 1 Nr. 1 bzw. 2 SGB V in Verbindung mit Art. 11 Abs. 3 Buchstabe a und c VO
(EG) 883/2004 (fÃ¼r die Zeit seines Wohnsitzes in Ungarn ohne ErwerbstÃ¤tigkeit)
pflichtversichert in der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung.
DemgegenÃ¼ber bestand nach Art. 13 i.V.m. Art. 19 VO (EWG) Nr. 1408/71
(gÃ¼ltig bis zum 30. April 2010) fÃ¼r die Zeit, in der der KlÃ¤ger in DÃ¤nemark
lebte, eine Versicherung im dÃ¤nischen Krankenversicherungssystem nur wÃ¤hrend
der Zeit, in welcher er dort zugleich auch arbeitete, mithin nur vom 1. Januar 1998
bis zum 30. Juni 1998. Solange er trotz Wohnortes in DÃ¤nemark in Deutschland
arbeitete oder hieran anknÃ¼pfende Entgeltersatzleistungen bezog, war er nach
deutschem Recht krankenversichert.

Aus der Regelung folgt zugleich, dass der KlÃ¤ger entgegen seiner Darlegung nicht
in mehreren Mitgliedstaaten krankenversichert ist. Er ist nach der
Koordinierungsregelung des Art. 24 VO (EG) 883/2004 allein in Deutschland
krankenversichert. Die Sachleistungen in Ungarn kann der KlÃ¤ger aufgrund dieser
Regelung durch den dortigen TrÃ¤ger in Anspruch nehmen, der diese jedoch mit
dem deutschen KrankenversicherungstrÃ¤ger abrechnet. Ein
Krankenversicherungsanspruch in Ungarn ergibt sich allein aus dieser
Leistungsaushilfe nicht. Ebenso wenig besteht ein Krankenversicherungsanspruch in
DÃ¤nemark. Dementsprechend ist nach Art. 30 VO EG 883/2004 ein Beitrag zur
Krankenversicherung auch nur in Deutschland zu leisten. Wie sich aus dem
eingereichten dÃ¤nischen Steuerbescheid ergibt, wird tatsÃ¤chlich von der
dÃ¤nischen Rente des KlÃ¤gers aufgrund der GewÃ¤hrung eines Freibetrages kein
Beitrag zum steuerfinanzierten Krankenversicherungssystem einbehalten.
UnabhÃ¤ngig von dem gewÃ¤hrten Freibetrag wÃ¤re DÃ¤nemark nach Art. 30 VO
(EG) 883/2004 auch nicht befugt, aus der gewÃ¤hrten dÃ¤nischen Rente vom
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KlÃ¤ger ein Beitrag zum Krankenversicherungssystem zu fordern, so dem KlÃ¤ger
durch die Erhebung von BeitrÃ¤gen auf die dÃ¤nische Rente nach Â§ 237 i.Vm. Â§
228 SGB V kein steuerrechtliches Privileg genommen wird.

Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers liegt in der Heranziehung der dÃ¤nischen Rente
zur Beitragsbemessung fÃ¼r die Kranken- und Pflegeversicherung im Rahmen der
Krankenversicherung der Rentner auch kein VerstoÃ� gegen europarechtliche
Regelungen. Denn zum einen werden keine zwei KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge
erhoben. Vielmehr handelt es sich gemÃ¤Ã� Â§Â§ 220 ff. SGB V um einen
einheitlichen Krankenversicherungsbeitrag auf das erzielte Renteneinkommen.
Jedoch wird der vom KlÃ¤ger zu tragende Beitrag auf die Rente der gesetzlichen
Rentenversicherung direkt nach Â§ 255 Abs. 1 SGB V in Verbindung mit Â§ 60 SGB
XI vom RentenversicherungstrÃ¤ger einbehalten und an den Kranken- und
PflegeversicherungstrÃ¤ger abgefÃ¼hrt, so dass aufgrund dessen eine
Zahlungspflicht nicht entsteht. Dies hat jedoch nur Bedeutung fÃ¼r den
Zahlungsweg. DemgegenÃ¼ber fehlt es an einer entsprechenden Regelung fÃ¼r
den Einbehalt von der dÃ¤nischen Rente. Und zum anderen ist dies gerade auch
Sinn und Zweck der Regelung der Artikel 5 und 30 der VO (EG) 883/2004, denn Art.
30 ermÃ¤chtigt ausdrÃ¼cklich dazu, dass BeitrÃ¤ge durch den zustÃ¤ndigen
KrankenversicherungstrÃ¤ger erhoben und verlangt werden und Art. 5 bestimmt
zudem, dass die Rechtswirkungen der Rechtsvorschriften des zustÃ¤ndigen
Mitgliedstaates auch bei Bezug von in einem anderen Mitgliedstaaten erzielten
EinkÃ¼nften anzuwenden sind. Gerade zur Umsetzung des Art. 5 der VO (EG)
883/2004 wurde durch das Gesetz zur Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit in Europa und zur Ã�nderung anderer Gesetze (BGBl I, S 1202 ff.) der
Satz 2 des Â§ 228 SGB V eingefÃ¼hrt. Die Berechtigung zur Beitragserhebung auch
auf auslÃ¤ndische Renten durch den Staat des kostenpflichtigen TrÃ¤gers hatte der
EuGH bereits zur VorgÃ¤ngerregelung in Art. 33 der Verordnung (EWG) 1408/71 in
seinem Urteil vom 18. Juli 2006 (C-50/05, Nikula â�� juris) grundsÃ¤tzlich
anerkannt. Die Beitragserhebung verstÃ¶Ã�t zudem nicht gegen die FreizÃ¼gigkeit
der Arbeitnehmer (Art 39 EG, Art 48 EGV a.F.), denn es ist bereits nicht ersichtlich,
inwiefern die Regelung, welcher TrÃ¤ger bei einem spÃ¤teren Rentenbezug aus
mehreren Mitgliedstaaten fÃ¼r den Krankenversicherungsschutz zustÃ¤ndig ist und
BeitrÃ¤ge verlangen kann, eine Behinderung der FreizÃ¼gigkeit der Arbeitnehmer
darstellt, denn sie hÃ¤lt diese nicht von der BetÃ¤tigung ihrer FreizÃ¼gigkeit ab
und schrÃ¤nkt diese auch sonst nicht ein. Auch wird der KlÃ¤ger nicht in seiner
FreizÃ¼gigkeit beschnitten, da eine die FreizÃ¼gigkeit behindernde
Doppelverbeitragung nicht besteht (vgl. zu Ã¤hnlich gelagerten
Krankenversicherungssystem in Spanien, LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 10.
Dezember 2014, L 5 KR 2498/13, Rn. 49 â�� juris).

Des Weiteren liegt auch kein VerstoÃ� gegen das allgemeine
Diskriminierungsverbot vor, denn der KlÃ¤ger wird durch Â§ 228 Abs. 1 Satz 2 SGB
V wie alle Bezieher auslÃ¤ndischer Renten behandelt.

Fehler bei der Berechnung der HÃ¶he des monatlichen Beitrags des KlÃ¤gers zur
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung sind nicht ersichtlich und wurden
vom KlÃ¤ger auch nicht geltend gemacht.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Nr. 1 und 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 12.10.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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